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Weniger Geld für die Kommunen heißt weniger Leistungen für die Bürgerinnen und Bürger
Gemeindetag fordert Offenheit der zukünftigen Landesregierung gegenüber den Wählerinnen und Wählern:  Wer A sagt muss auch B sagen

Der Gemeindetag Baden-Württemberg ist alarmiert über die Berichterstattung in den Medien, wonach die Koalitionspartner von den GRÜNEN und der CDU bei ihren Einsparplänen den Rotstift insbesondere bei den Städten und Gemeinden ansetzen wollen. Betrachtet man das von der Landesregierung errechnete strukturelle Defizit genauer, wird schnell klar, dass die Kommunen es nicht mit verursacht haben. Es ist eindeutig festzustellen, dass einer der Hauptkostentreiber die Kosten aufgrund der Flüchtlingskrise sind. Der andere vermeintliche Kostentreiber, der Pakt für Familien, ist in Wahrheit eine neue Einnahmequelle der Landesregierung. Zu dessen Finanzierung wurde die Grunderwerbssteuer erhöht, es fließen Bundeszuschüsse, und es bleibt in diesem Bereich sogar ein Plus im Haushalt des Landes. Das strukturelle Defizit hat das Land sich also selbst eingebrockt, und die Kommunen sind nun weder bereit noch in der Lage, die Suppe auszulöffeln. Der Landesrechnungshof stellte zudem bereits Mitte vergangenen Jahres fest: 
„Die bisherigen Konsolidierungserfolge hat die Landesregierung überwiegend durch Kürzungen im kommunalen Finanzausgleich und durch finanzwirtschaftliche Effekte wie überdurchschnittliche Steuereinahmen und ein historisch niedriges Zinsniveau erreicht.“ (LT-Drucksache 15/7004) 

Der Gemeindetag fragt nun: Wo sind die Haushaltsüberschüsse in Milliardenhöhe der vergangenen Jahre geblieben?
Erschwerend kommt hinzu, dass man bisher von den Koalitionären in der Öffentlichkeit kein Wort darüber vernommen hat, wie die Integration der Flüchtlinge funktionieren soll, wie der Wohnungsbau vorangebracht werden könne oder die innere Sicherheit gewährleistet bleibe. Wie man hört, herrsche in den Verhandlungen noch Uneinigkeit bei den Schulfragen. Auch bei der Windkraft sollen noch Fragen offen sein. „Doch wenn es darum geht, den Kommunen Geld weg zu nehmen, herrscht offenbar traute Gemeinsamkeit?“, zeigt sich Präsident Roger Kehle vom Gemeindetag erstaunt. Wenn sich die neue Landesregierung auf diese Gangart einige, sei sie in der Pflicht, den Bürgern offen zu sagen, wo Leistungen heruntergefahren werden müssen. „Kürzungen in dieser Größenordnung werden den Kommunen und damit den Bürgerinnen und Bürgern vor Ort richtig weh tun“, so Kehle. Städte und Gemeinden hätten immer größten Wert darauf gelegt, dass die finanziellen Mittel für die Infrastruktur nicht gegen die Ausgaben für Flüchtlingshilfe und Integration ausgespielt würden. Der Gemeindetagspräsident ist überzeugt: „Beides muss parallel möglich sein, um den sozialen Frieden im Land zu erhalten.“
„Wenn das Land sparen möchte, tut es gut daran, sich an der eigenen Nase zu fassen und über unnötige Bürokratiemonster nachzudenken, die in der letzten Legislaturperiode beschlossen wurden und viel Geld kosten“, ergänzt Kehle. Beispiele dafür sind das Landespersonalvertretungsgesetz, das Informationsfreiheitsgesetz, das Chancengleichheitsgesetz sowie die allgemeine Tendenz, immer mehr Beauftragte auf Landesebene vorzuschreiben. 
Kürzungen bei jungen Beamtinnen und Beamten schwächen die zukünftige Leistungsfähigkeit der Kommunalverwaltungen
Seit langem ringen die Städte und Gemeinden im Wettbewerb mit Unternehmen um gutes Personal. Der Gemeindetag befürchtet, dass Kürzungen bei der Eingangsbesoldung für junge Beamtinnen und Beamte sowie die Aussicht auf eine geringere Rente zu einem schweren Bremsklotz für die Kommunalverwaltungen werden, die nach Topleuten für Rathäuser und kommunale Einrichtungen suchen.
Herausgeber: Gemeindetag Baden-Württemberg | Panoramastr. 31 | 70174 Stuttgart

Telefon: +49 711/22572-0 | Telefax: +49 711/22572-47 | zentrale@gemeindetag-bw.de | www.gemeindetag-bw.de

Herausgeber: Gemeindetag Baden-Württemberg | Panoramastr. 31 | 70174 Stuttgart

Telefon: +49 711/22572-0 | Telefax: +49 711/22572-47 | zentrale@gemeindetag-bw.de | www.gemeindetag-bw.de


